
 

AD\1095402DE.doc  PE576.978v02-00 

DE In Vielfalt geeint DE 

Europäisches Parlament 
2014-2019  

 

Ausschuss für internationalen Handel 
 

2013/0432(COD) 

25.5.2016 

STELLUNGNAHME 

des Ausschusses für internationalen Handel 

für den Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz 

zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des 

Rates über den Rechtsrahmen der Europäischen Union in Bezug auf 

Zollrechtsverletzungen und Sanktionen 

(COM(2013)0884 – C8-0033/2014 – 2013/0432(COD)) 

Verfasser der Stellungnahme: Franck Proust 

 



 

PE576.978v02-00 2/14 AD\1095402DE.doc 

DE 

PA_Legam 



 

AD\1095402DE.doc 3/14 PE576.978v02-00 

 DE 

KURZE BEGRÜNDUNG 

Hintergrund 

Der Zollkodex der Europäischen Union hat eine Harmonisierung des Zollrechts ermöglicht. 

Seine Durchsetzung erfolgt jedoch im Rahmen des nationalen Rechts, d. h. die 

Mitgliedstaaten gewährleisten die Einhaltung der Zollvorschriften und die rechtmäßige 

Verhängung von Sanktionen. 

Folglich richtet sich die Durchsetzung der zollrechtlichen Vorschriften nach 28 verschiedenen 

Rechtsordnungen und 28 unterschiedlichen Verwaltungs- und Justiztraditionen. Definition 

und Schweregrad der Sanktionen unterscheiden sich daher sehr stark von Mitgliedstaat zu 

Mitgliedstaat. 

Eine Übersicht über die Situation der Mitgliedstaaten im Bereich Zollverletzungen und 

Sanktionen wurde von einer Projektgruppe erstellt, die auf freiwilliger Basis im Rahmen des 

Programms „Zoll 2013“ von der Kommission zusammen mit 24 Mitgliedstaaten eingerichtet 

wurde. 

Standpunkt des Verfassers der Stellungnahme: 

Der Ansatz Ihres Verfassers der Stellungnahme konzentriert sich auf drei Aspekte: 

Rechtsrahmen, Inhalt und Form des vorliegenden Richtlinienvorschlags. 

(1) Der Rechtsrahmen der vorgeschlagenen Richtlinie stellt eine echte Einschränkung dar. 

Betrachten wir nur den Titel, so stellen wir fest, dass bestimmte Begriffe 

(Rechtsverletzungen, Sanktionen) auf das Subsidiaritätsprinzip verweisen. 

Damit die Stellungnahme des INTA-Ausschusses respektiert und umfassend berücksichtigt 

wird, hat sich Ihr Verfasser der Stellungnahme dafür entschieden, die Frage unter dem Aspekt 

des internationalen Handels zu betrachten. 

(2) Die Ergebnisse des Programms „Zoll 2013“ offenbaren Disparitäten im Bereich der 

Schwellenwerte für Rechtsverletzungen und der Fristen, die die Glaubwürdigkeit und sogar 

das Funktionieren unserer Zollunion gegenüber unseren Handelspartnern ungünstig 

beeinflussen. 

Es bedarf daher einer größeren Transparenz und einer besseren Lesbarkeit, die auch zu 

Einsparungen führen dürften. Unsere internationalen Verpflichtungen im Rahmen der WTO 

müssen eingehalten werden, um unseren Markt als Ganzes zu schützen. Die Vereinigten 

Staaten haben bereits im Rahmen der WTO auf die mangelnde Kohärenz des europäischen 

Binnenmarkts aufmerksam gemacht. 

Der Verfasser der Stellungnahme möchte den Richtlinienvorschlag vor allem im 

Zusammenhang mit dem Übereinkommen über Handelserleichterungen betrachten. Mit Hilfe 

einer Agentur oder Einrichtung könnten die Analyse- und Koordinierungsaufgaben erfüllt 

werden, ohne an der Subsidiarität zu rütteln. Für die Wirtschaft der Europäischen Union und 
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der Drittländer ist es wichtig, dass Informationen ausgetauscht werden über Fragen, die von 

Kontrollen bis hin zur Anwendung von Sanktionen reichen. 

Die Vereinfachung des Systems der Sanktionen und Rechtsverletzungen muss auch zu mehr 

Kohärenz führen. Es ist daher erforderlich, dass die Mitgliedstaaten die Sanktionen auf 

kohärente Weise angleichen, und zwar nicht mehr in Form von Schwellenwerten, sondern in 

Form von Sanktionsspannen. Es ist nicht hinnehmbar, dass die Wirtschaftsteilnehmer jeder 

Sanktion im Binnenmarkt entgehen können oder dass enorme Unterschiede fortbestehen 

können. 

Schließlich schlägt der Verfasser der Stellungnahme vor, der Territorialität der 

Rechtsverletzung als grundlegendem Kriterium für die Bestimmung der Gerichtsbarkeit den 

Vorzug zu geben, um dem sogenannten „forum shopping“ entgegenzuwirken. Er schlägt auch 

vor, bei Antidumpinguntersuchungen die zollamtliche Erfassung der Waren zu verstärken, um 

die Anhäufung massiver Bestände im Hinblick auf Sanktionen in Form von Abgaben zu 

vermeiden. 

(3) Was die Form betrifft, so möchte der Verfasser der Stellungnahme, dass der 

Richtlinienvorschlag in ein effizientes und klares Format gegossen wird, sodass dem 

federführenden Ausschuss ehrgeizige Vorschläge unterbreitet werden können und gleichzeitig 

verdeutlicht wird, wie dringlich die Situation ist, wenn eine Missachtung unserer 

internationalen Verpflichtungen und der Erfordernisse unserer Wirtschaftsteilnehmer 

vermieden werden soll. 

ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Ausschuss für internationalen Handel ersucht den federführenden Ausschuss für 

Binnenmarkt und Verbraucherschutz, folgende Änderungsanträge zu berücksichtigen: 

 

 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(2) Daher richtet sich der Umgang mit 

Zollrechtsverletzungen und Sanktionen 

nach 28 unterschiedlichen Rechtsrahmen. 

Infolgedessen wird eine Verletzung des 

EU-Zollrechts in der EU nicht einheitlich 

behandelt, und die Sanktionen, die in 

einem bestimmten Fall verhängt werden 

können, unterscheiden sich in Art und 

Schwere je nach Mitgliedstaat, der die 

(2) Daher richtet sich der Umgang mit 

Zollrechtsverletzungen und Sanktionen 

nach 28 unterschiedlichen Rechtsrahmen. 

Infolgedessen wird eine Verletzung des 

EU-Zollrechts in der EU nicht einheitlich 

behandelt, und die Sanktionen, die in 

einem bestimmten Fall verhängt werden 

können, unterscheiden sich in Art und 

Schwere je nach Mitgliedstaat, der die 

Sanktion verhängt, was zu 
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Sanktion verhängt. Einnahmeausfällen für die 

Mitgliedstaaten und zu Verzerrungen der 

Handelsströme führen kann. 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(3) Diese Unterschiede in den 

Rechtssystemen der Mitgliedstaaten wirken 

sich nicht nur auf die optimale Verwaltung 

der Zollunion aus, sondern verhindern 

zudem gleiche Wettbewerbsbedingungen 

für die Wirtschaftsbeteiligten in der 

Zollunion aufgrund des unterschiedlichen 

Zugangs zu zollrechtlichen 

Vereinfachungen und Erleichterungen. 

(3) Diese Unterschiede in den 

Rechtssystemen der Mitgliedstaaten wirken 

sich nicht nur auf die optimale Verwaltung 

der Zollunion aus, sondern verhindern 

zudem gleiche Wettbewerbsbedingungen 

für die Wirtschaftsbeteiligten in der 

Zollunion, die in der Union bereits 

unterschiedlichen Regelungen und 

Vorschriften unterworfen sind, aufgrund 

des unterschiedlichen Zugangs zu 

zollrechtlichen Vereinfachungen und 

Erleichterungen. 

 

 

Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 17 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(17)  Um die Ermittlungen bei 

Zollrechtsverletzungen zu erleichtern, 

sollte den zuständigen Behörden gestattet 

werden, Waren, Verkehrsmittel oder 

andere beim Begehen der Rechtsverletzung 

verwendete Instrumente vorübergehend zu 

beschlagnahmen. 

(17)  Um die Ermittlungen bei 

Zollrechtsverletzungen zu erleichtern, 

sollte den zuständigen Behörden gestattet 

werden, Waren, Verkehrsmittel oder 

andere beim Begehen der Rechtsverletzung 

verwendete Instrumente vorübergehend zu 

beschlagnahmen und den zuständigen 

Behörden der anderen Mitgliedstaaten 

derartige Rechtsverletzungen über ein 

Frühwarnsystems mitzuteilen. 
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Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 1 – Absatz 1 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1.  Mit dieser Richtlinie wird ein 

Rahmen für Verletzungen der 

zollrechtlichen Vorschriften der 

Europäischen Union und für Sanktionen 

zur Ahndung dieser Rechtsverletzungen 

geschaffen. 

1. Mit dieser Richtlinie wird ein 

Rahmen für Verletzungen der 

zollrechtlichen Vorschriften der 

Europäischen Union und für 

Sanktionsspannen zur Ahndung dieser 

Rechtsverletzungen geschaffen. 

 

Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 1 – Absatz 2 a (neu) 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 2a. Diese Richtlinie erstreckt sich auf 

die Verpflichtungen der Mitgliedstaaten 

gegenüber den Handelspartnern der 

Europäischen Union und gegenüber der 

Welthandelsorganisation und der 

Weltzollorganisation im Hinblick auf die 

Errichtung eines homogenen und 

leistungsfähigen Binnenmarkts zur 

Erleichterung des Handels bei 

gleichzeitiger Gewährleistung der 

Sicherheit. 

 

 

 

Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 1 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 1a 

 Handelserleichterungen 
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 Entsprechend den Verpflichtungen der 

Union im Rahmen des WTO-

Übereinkommens über 

Handelserleichterungen stimmen sich die 

Mitgliedstaaten ab, ein 

Kooperationssystem zu schaffen, das alle 

Mitgliedstaaten umfasst. Dieses System 

verfolgt folgende Ziele: Koordinierung 

zentraler Leistungsindikatoren für die 

Zollsanktionen (Analyse der Häufigkeit 

der Einlegung eines Rechtsbehelfs, der 

Rückfallquote usw.), Verbreitung 

bewährter Verfahren unter den 

Zollbehörden (Effizienz der Kontrollen 

und Sanktionen, Senkung der 

Verwaltungskosten usw.), Weitergabe der 

Erfahrungen der Wirtschaftsakteure und 

Schaffung von Verbindungen zwischen 

ihnen, Überwachung der Art und Weise, 

wie die Zollstellen ihre Tätigkeiten 

ausüben, und Erstellung von Statistiken 

über Rechtsverletzungen von 

Unternehmen aus Drittländern. Im 

Rahmen des Kooperationssystems werden 

alle Mitgliedstaaten unverzüglich über 

Ermittlungen bei Zollrechtsverletzungen 

und festgestellte Rechtsverletzungen 

informiert, um den Handel zu erleichtern, 

die Einfuhr illegaler Waren in den 

Binnenmarkt zu verhindern und die 

Effizienz der Kontrollen zu verbessern. 

 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 5 a (neu) 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 5a 

 Zollamtliche Erfassung der Einfuhren 

durch die Mitgliedstaaten 

 Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 

ihre Zollbehörden, ohne den Antrag der 

Kommission abzuwarten, geeignete 

Schritte unternehmen, um die Einfuhren 
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zollamtlich zu erfassen, sodass in der 

Folge vom Zeitpunkt dieser zollamtlichen 

Erfassung an Maßnahmen im 

Zusammenhang mit der Befolgung der 

Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des 

Rates1a gegenüber diesen Einfuhren 

angewandt werden können. Die 

zollamtliche Erfassung der Einfuhren 

kann auf Antrag eines beliebigen 

Unternehmens der Europäischen Union 

vorgenommen werden, der ausreichende 

Beweise für die Rechtfertigung dieser 

Maßnahme enthält. 

 ______________ 

 1a Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des 

Rates vom 30. November 2009 über den 

Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus 

nicht zur Europäischen Gemeinschaft 

gehörenden Ländern (ABl. L 343 vom 

22.12.2009, S. 51). 

 

 

 

Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 10 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) eine Geldbuße von bis zu 15 % des 

Warenwerts, wenn sich die 

Zollrechtsverletzung auf bestimmte Waren 

bezieht; 

(a) eine Geldbuße von 5 % bis 15 % 

des Warenwerts oder der hinterzogenen 

Zölle, wenn sich die Zollrechtsverletzung 

auf bestimmte Waren bezieht; 

Begründung 

Bei wertvollem Frachtgut (Öl oder Rohstoffe) können auf dem Warenwert basierende 

Geldbußen gigantische Höhen erreichen. Daher müssen die Mitgliedstaaten die Wahl haben, 

die Sanktionen entweder auf der Grundlage des Wertes oder der Zölle, die ihnen zugestanden 

hätten, zu berechnen. 
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Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 10 – Buchstabe b  

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) eine Geldbuße von bis zu 

22 500 EUR, wenn sich die 

Zollrechtsverletzung auf keine bestimmten 

Waren bezieht. 

(b)  eine Geldbuße von 7 500 EUR bis 

22 500 EUR, wenn sich die 

Zollrechtsverletzung auf keine bestimmten 

Waren bezieht. 

 

 

 

Änderungsantrag 10 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 11 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) eine Geldbuße von bis zu 30 % des 

Warenwerts, wenn sich die 

Zollrechtsverletzung auf bestimmte Waren 

bezieht; 

(a) eine Geldbuße von 10% bis 30 % 

des Warenwerts oder der hinterzogenen 

Zölle, wenn sich die Zollrechtsverletzung 

auf bestimmte Waren bezieht; 

Begründung 

Bei wertvollem Frachtgut (Öl oder Rohstoffe) können auf dem Warenwert basierende 

Geldbußen gigantische Höhen erreichen. Daher müssen die Mitgliedstaaten die Wahl haben, 

die Sanktionen entweder auf der Grundlage des Wertes oder der Zölle, die ihnen zugestanden 

hätten, zu berechnen. 

 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 11 – Buchstabe b  

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) eine Geldbuße von bis zu 

45 000 EUR, wenn sich die 

Zollrechtsverletzung auf keine bestimmten 

Waren bezieht. 

(b) eine Geldbuße von 15 000 EUR bis 

45 000 EUR, wenn sich die 

Zollrechtsverletzung auf keine bestimmten 

Waren bezieht. 

 



 

PE576.978v02-00 10/14 AD\1095402DE.doc 

DE 

Änderungsantrag 12 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 11 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 11a 

 1. Fünf Jahre nach Inkrafttreten 

dieser Richtlinie wird die Höhe der nach 

den Artikeln 9, 10 und 11 geltenden 

Geldbußen von der Kommission 

zusammen mit den zuständigen Behörden 

der Mitgliedstaaten einer Überprüfung 

unterzogen. Mit diesem 

Überprüfungsverfahren soll sichergestellt 

werden, dass die im Rahmen der 

Zollunion verhängten Geldbußen stärker 

aneinander angeglichen werden, um ihre 

Funktionsweise zu harmonisieren. 

 2. Die Kommission veröffentlicht 

jährlich die von den Mitgliedstaaten 

verhängten Sanktionen für die in den 

Artikeln 3 bis 6 genannten 

Zollrechtsverletzungen. 

 3. Die Mitgliedstaaten sorgen für die 

Einhaltung der zollrechtlichen 

Vorschriften im Sinne von Artikel 5 

Nummer 2 der Verordnung (EU) 

Nr. 952/2013 und der Verordnung 

Nr. 978/2012 des Europäischen 

Parlaments und des Rates1a. 

 _______________ 

 1a Verordnung Nr. 978/2012 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 25. Oktober 2012 über ein Schema 

allgemeiner Zollpräferenzen und zur 

Aufhebung der Verordnung (EG) 

Nr. 732/2008 des Rates (ABl. L 303 vom 

31.10.2012, S. 1). 

 

 

Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 12 – Absatz 1 a (neu) 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Als erschwerender Umstand gilt, wenn die 

betreffenden Waren Verboten, 

Beschränkungen oder 

Überwachungsmaßnahmen, die 

insbesondere aus Gründen der 

öffentlichen Sittlichkeit, der öffentlichen 

Sicherheit und Ordnung, zum Schutz der 

Gesundheit und des Lebens von 

Menschen gerechtfertigt sind, im Sinne 

von Artikel 24 Absatz 2 der Verordnung 

(EU) 2015/478 des Europäischen 

Parlaments und des Rates1a unterliegen. 

 _______________ 

 1a Verordnung (EU) 2015/478 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 11. März 2015 über eine gemeinsame 

Einfuhrregelung (ABl. L 83 vom 

27.3.2015, S. 16). 

 

 

Änderungsantrag 14 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 15 – Absatz 1 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Mitgliedstaaten tragen dafür 

Sorge, dass sie die Gerichtsbarkeit über die 

in den Artikeln 3 bis 6 angeführten 

Zollrechtsverletzungen ausüben, wenn 

eines der folgenden Kriterien erfüllt ist: 

1. Die Mitgliedstaaten tragen dafür 

Sorge, dass sie die Gerichtsbarkeit über die 

in den Artikeln 3 bis 6 angeführten 

Zollrechtsverletzungen nach den 

nachstehenden Kriterien und ihrer 

Rangfolge ausüben: 

(a) die Zollrechtsverletzung wurde 

ganz oder teilweise im Hoheitsgebiet 

dieses Mitgliedstaats begangen;  

(a) die Zollrechtsverletzung wurde 

ganz oder teilweise im Hoheitsgebiet 

dieses Mitgliedstaats begangen;  

(b) die Person, die die 

Zollrechtsverletzung begangen hat, besitzt 

die Staatsangehörigkeit dieses 

Mitgliedstaats; 

(b) die Waren, auf die sich die 

Zollrechtsverletzung bezieht, befinden sich 

im Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats. 

(c) die Waren, auf die sich die 

Zollrechtsverletzung bezieht, befinden sich 

(c) die Person, die die 

Zollrechtsverletzung begangen hat, besitzt 
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im Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats. die Staatsangehörigkeit dieses 

Mitgliedstaats; 

(Umkehrung der Reihenfolge der Buchstaben b und c) 

 

Änderungsantrag 15 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 15 – Absatz 2  

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2.  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 

dass in Fällen, in denen mehr als ein 

Mitgliedstaat die Gerichtsbarkeit über 

dieselbe Zollrechtsverletzung für sich 

beansprucht, der Mitgliedstaat zuständig 

ist, in dem Strafverfahren gegen dieselbe 

Person wegen desselben Tatbestands 

anhängig sind. Kann die gerichtliche 

Zuständigkeit nicht gemäß Unterabsatz 1 

festgelegt werden, stellen die 

Mitgliedstaaten sicher, dass der 

Mitgliedstaat die Gerichtsbarkeit ausübt, 

dessen zuständige Behörde als erste 

Verfahren bezüglich der 

Zollrechtsverletzung gegen dieselbe 

Person wegen desselben Tatbestands 

eingeleitet hat. 

2. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 

dass in Fällen, in denen mehr als ein 

Mitgliedstaat die Gerichtsbarkeit über 

dieselbe Zollrechtsverletzung für sich 

beansprucht, der Mitgliedstaat zuständig 

ist, in dem Strafverfahren gegen dieselbe 

Person wegen desselben Tatbestands 

anhängig sind. 

 

 

Änderungsantrag 16 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 16 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Mitgliedstaaten arbeiten zusammen 

und tauschen alle Informationen aus, die 

im Zusammenhang mit den Verfahren 

betreffend eine Handlung oder eine 

Unterlassung, die eine Zollrechtsverletzung 

gemäß den Artikeln 3 bis 6 darstellt, 

erforderlich sind, insbesondere wenn mehr 

als ein Mitgliedstaat Verfahren gegen 

Die Mitgliedstaaten arbeiten zusammen 

und tauschen alle Informationen aus, die 

im Zusammenhang mit den Verfahren 

betreffend eine Handlung oder eine 

Unterlassung, die eine Zollrechtsverletzung 

gemäß den Artikeln 3 bis 6 darstellt, 

erforderlich sind, insbesondere wenn mehr 

als ein Mitgliedstaat Verfahren gegen 
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dieselbe Person wegen desselben 

Tatbestands eingeleitet hat. 

dieselbe Person wegen desselben 

Tatbestands eingeleitet hat. Ziel der 

Zusammenarbeit zwischen den 

zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 

ist es, die Effizienz der Zollkontrollen, 

denen die Waren unterzogen werden, zu 

verstärken und die Verfahren innerhalb 

der Union zu harmonisieren. 

 

 

Änderungsantrag 17 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 18 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Kommission übermittelt dem 

Europäischen Parlament und dem Rat bis 

zum [1. Mai 2019] einen Bericht über die 

Anwendung dieser Richtlinie, in dem sie 

bewertet, inwieweit die Mitgliedstaaten die 

erforderlichen Maßnahmen getroffen 

haben, um dieser Richtlinie 

nachzukommen. 

Die Kommission übermittelt dem 

Europäischen Parlament und dem Rat bis 

zum [1. Mai 2019] einen Bericht über die 

Anwendung dieser Richtlinie, in dem sie 

bewertet, inwieweit die Mitgliedstaaten die 

erforderlichen Maßnahmen getroffen 

haben, um dieser Richtlinie 

nachzukommen. In den Bericht sind 

Leistungskriterien aufzunehmen, aus 

denen die Fortschritte hervorgehen, die 

bei der Stärkung der Zollunion und der 

Angleichung der Verfahren erzielt 

wurden. 
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